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23. Gemeinderatssitzung 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am 18.07.2013 um 17.30 Uhr im Sitzungszimmer des Gemeindeamtes Rosenau/Hengstpaß über 
die öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Vizebgm. DI Marietta Metzker  
Gottlieb Gösweiner  
Maria Benedetter 
Wolfgang Benedetter 
Wolfgang Eibl 
Ing. Anton Santner 
Ing. Harald Humpl 
Ing. Jürgen Steinbichler 
Daniel Huemer 
 
entschuldigt: 
Daniela Auerbach 
Leopoldine Sanglhuber 
Irmgard Tramberger 
 
erschienene Ersatzmitglieder: 
Gerhard Steinhäusler 
Wolfgang Salzinger 
Johann Steinbichler 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: Mario Rippel 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene Gemeinderatssitzung. Er stellt 
fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung nachweislich geladen wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit Tagesordnung am 8. Juli 
2013 an der Gemeindeamtstafel kundgemacht. 
Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die Beschlussfähigkeit ist gegeben.  
Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom  
22. Mai 2013 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, 
während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können. Bevor Bgm. Auerbach mit der Tagesordnung beginnt, ersucht Ing. 
Humpl um eine Behandlung des Gegenstandes 10. „Inhaltliche Beschlussfassung Darlehensvereinbarung 
„Errichtung Fertigteilgaragen“ vor den Tagesordnungspunkten 8 und 9. Bgm. Auerbach weist aber darauf hin, 
dass zunächst das Darlehen selbst und der Darlehensgeber entschieden werden muss, ehe man den Inhalt und 
die Bedingungen des Vertrages beschließen kann. Deshalb wird die Tagesordnung in der angezeigten 
Reihenfolge durchgegangen. 
Danach geht der Vorsitzende zur Tagesordnung über. 
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Tagesordnung 

 

1. Finanzierungsplan Sanierung Sanitäranlagen in der VS, neuer Kostenrahmen, 
Beschlussfassung 

2. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 25.06.2013, Vorlage im Gemeinderat 
3. Prüfbericht der BH Kirchdorf/Krems zum Rechnungsabschluss 2012, Vorlage im 

Gemeinderat 
4. Gemeindekindergarten Ansuchen um finanzielle Unterstützung für Schwimm- und 

Schifahrten im KiGa-Jahr 2013-2014, Beschlussfassung 
5. VS Rosenau Ansuchen um finanzielle Unterstützung für Schwimm- und Schifahrten 

im Schuljahr 2013-2014, Beschlussfassung 
6. Neufassung zur bestehenden BBG Vereinbarung, Kenntnisnahme und 

Beschlussfassung 
7. Grundsatzbeschlussfassung zur Entschärfung des GW Trojer 
8. Nachtragsvereinbarung zum Darlehen Kto. Nr. 5062-000798 der Sparkasse 

Kremstal/Pyhrn (Errichtung Fertigteilgaragen), Beschlussfassung 
9. zusätzliche Darlehensvereinbarung mit der Sparkasse Kremstal/Pyhrn wegen 

Kostenerhöhung bei der Errichtung der Fertigteilgaragen, Beschlussfassung 
10. inhaltliche Beschlussfassung Darlehensvereinbarung „Errichtung Fertigteilgaragen“ 
11. Essensbeiträge in der Schulküche, Beratung und Beschlussfassung 
12. Neuvermietung Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97, Auftragsvergaben für die 

Umbaumaßnahmen, Beratung und Beschlussfassung 
13. Finanzierung Umbau Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97 
14. Information von LH Dr. Josef Pühringer zum Gemeinderatsbeschluss „Die Schule im 

Ort ist eine wichtige Säule für die Gemeindeentwicklung“ 
15. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
16. Bericht des Bürgermeisters 
17. Allfälliges 
 

Beschlüsse: 
1. Finanzierungsplan Sanierung Sanitäranlagen in der VS, neuer Kostenrahmen, Beschlussfassung 
Bgm. Auerbach erläutert, dass aufgrund der Kostenüberschreitungen beim Vorhaben „Sanierung Sanitäranlagen 
in der VS“ um anteilige Erhöhung der Finanzierungszusagen (die Kosten wurden zu etwa je einem Drittel über 
einen Landesbeitrag, über Bedarfszuweisungsmittel und dem Gemeindeanteil finanziert) angesucht wurde. Die 
Direktion Inneres und Kommunales hat dem Ansuchen mit einem neuen Finanzierungsplan entsprochen. Dieser 
sollte heute in der Gemeinderatssitzung beschlossen werden. Er liest dazu den Finanzierungsplan vom 10. Juni 
2013 vor. 
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Nach der Darstellung des neuen Finanzierungsplanes beantragt der Vorsitzende die Beschlussfassung des 
Finanzierungsplanes vom 10. Juni 2013. Seinem Antrag stimmen sämtliche Gemeinderatsmitglieder mit einem 
Zeichen mit der Hand zu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 25.06.2013, Vorlage im Gemeinderat 
Bgm. Auerbach informiert über die Prüfungsausschusssitzung vom 25.06.2013 und bringt den dazu verfassten 
Prüfbericht den Gemeinderatsmitgliedern zur Kenntnis. 
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Die Mitglieder des Gemeinderates nehmen den Prüfbericht ohne weitere Kommentare zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
3. Prüfbericht der BH Kirchdorf/Krems zum Rechnungsabschluss 2012, Vorlage im Gemeinderat 
Ein weiterer Prüfbericht, nämlich jener der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems zum Rechnungsabschluss 
2012 muss den Gemeinderatsmitgliedern zur Kenntnis gebracht werden. Der Vorsitzende möchte auch diesen 
anlässlich der heutigen Sitzung vorlesen. 
Ing. Harald Humpl beantragt, den Prüfbericht nicht vollinhaltlich vor zu lesen, da beide Fraktionen diesen 
anlässlich der jeweiligen Fraktionssitzungen durchgelesen haben. Er ersucht um eine Behandlung einzelner 
ausgewählter Punkte des Prüfberichtes. 
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Zunächst geht der Bürgermeister auf die Punkte ein, die ihm wichtig erscheinen bzw. vorwiegend besprochen 
werden sollten.  
Ordentlicher Haushalt: 
• Die Ausgaben für den AGENDA 21 Prozess werden zur Gänze dem 15-Euro-Erlass angerechnet, obwohl der Großteil der 

Ausgaben im Finanzjahr 2013 mit einer Förderung abgedeckt wird. 
• Die Prüfungsbemerkung zur Kassenkreditüberschreitung will man in Zukunft durch eine Vorauszahlung auf die 

Bedarfszuweisungsmittel zum Haushaltsausgleich schon zu Beginn eines neuen Finanzjahres verhindern. Seit der 
Vorgriffszahlung für das Haushaltsjahr 2012 liegt die Gemeinde deutlich unter der Kassenkreditgrenze von € 358.900. Gleich 
im Anschluss an die Prüfung des Rechnungsabschlusses 2012 wurde die Ausgleichszahlung mittels eines 
Bedarfszuweisungsmittelantrag beantragt. 

• Auch die Bemerkung über die Zwischen- und Vorfinanzierung außerordentlicher Vorhaben mit dem Kassenkredit spricht der 
Bürgermeister an. Diese lässt sich in der Praxis kaum verhindern, da auch Zahlungszusagen kaum in den vereinbarten 
Zeiträumen eingehalten werden und die Firmen für ihre Leistungen aber rechtzeitig zu bezahlen sind.  

• Der Gebührenhaushalt für die Schülerausspeisung hat sich im Finanzjahr 2012 wesentlich verbessert. Eine kostendeckende 
Haushaltsführung der Schulküche kann jedoch dennoch nicht erreicht werden. Einsparungen will man dennoch mit einem 
gezielteren Einkauf der Lebensmittel im Zuge der Gesunden Küche erreichen. 

• Für den geringen Abgang für „ESSEN auf RÄDERN“ hat sich der Gemeinderat ohnehin ausgesprochen. 
• Die ausgewiesenen Abgänge bei der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung erklären sich durch aufwendige 

Instandhaltungsarbeiten bei den Wasser-Pumpstationen Geroldseben und Dambach sowie den immer wieder kehrenden 
Kanaldeckelsanierungen entlang der Gemeindestraßen. 

• Bezüglich der Wirtschaftlichkeit der Nahwärmeversorgungsanlage ist eine Berechnung mit Hilfe des Biomasseverbandes 
derzeit im Laufen. Auch über den Ankauf des Hackgutes durch einen niedrigeren Trocknungsgrad wurde bei der 
Fraktionssitzung der SPÖ diskutiert.  

• Zum Feuerwehrwesen muss der Vorsitzende wiederholt den Bezirksdurchschnitt von € 13 je Einwohner kritisieren. Der hohe 
Aufwand von € 31,30 je Einwohner ist im Finanzjahr 2012 auf den Gemeindebeitrag zum Ankauf des gebrauchten KLF zurück 
zu führen. Er muss jedoch auch erwähnen, dass einnahmenseitig kaum technische Einsätze zu verbuchen waren, da es Gott sei 
Dank kaum Unfälle im Prüfungszeitraum gab. Ing. Humpl kritisiert den veralteten Namen „Freiwillige Betriebs- und 
Ortsfeuerwehr Rohol/Rosenau“. Seit der Vollversammlung am 17. Jänner 2009 handelt es sich bei unserer Feuerwehr um die 
„Freiwillige Feuerwehr Rosenau/Hp.“ Die Betriebsfeuerwehr wurde aufgelöst. 

• Die Prüfungsbemerkung, die Gemeinde hätte auf Gastschulbeiträge verzichtet, widerlegt der Bürgermeister ausdrücklich. Die 
Gastschulbeiträge wurde vorgeschrieben. Die einzige Gemeinde, die diese nicht bezahlt, ist nach wie vor Roßleithen. Von 
einem Verzicht kann hier aber nicht die Rede sein. In diesem Zusammenhang erwähnt er, dass mittlerweile alle 
Umschulungsanträge in die VS Rosenau/Hp. für das Schuljahr 2013-2014 von der Bezirkshauptmannschaft bewilligt wurden. 
Auch Ing. Harald Humpl und Ing. Jürgen Steinbichler betrachten die Vorgangsweise der Gemeinde nicht als Verzicht, da ja die 
Rechnungslegung über die Gastschulbeiträge an alle betroffenen Gemeinden erfolgte. 

Außerordentlicher Haushalt: 
• Der Abgang beim Vorhaben WVA Dirngraben wird im Finanzjahr 2013 mit einer Umschuldung des Überschusses vom 

Vorhaben „ABA Erweiterung Giemelsberg“ ausgeglichen. Sollte ein Überschuss weiter bestehen, wird auf das aufgenommene 
Darlehen zum Kanalbau vorzeitig zurückgezahlt.  

• Für den bestehenden Abgang beim Vorhaben „Errichtung Fertigteilgaragen“ sollte heute noch die Darlehenserhöhung 
beschlossen werden.  

• Zu den Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit wird die Gemeinde selbstverständlich versuchen, diese so gut es geht 
umzusetzen.  

 

Ing. Harald Humpl kann den Erläuterungen des Vorsitzenden lediglich den Gesamtschuldenstand hinzufügen. 
Diesen sollten die Mitglieder des Gemeinderates laufend im Auge behalten, weil auch der Zinsendienst den 
Haushalt dementsprechend belastet.   
 

4. Gemeindekindergarten Ansuchen um finanzielle Unterstützung für Schwimm- und Schifahrten im 
KiGa-Jahr 2013-2014, Beschlussfassung 

Rechtzeitig vor der Sommerpause hat der Gemeindekindergarten wiederum um die finanzielle Unterstützung 
für Schwimm- und Schifahrten im KiGa-Jahr 2013-2014 angesucht. Er liest das Ansuchen vor und beantragt 
gleichzeitig, die Unterstützung, wie im Vorjahr mit € 500,-- fest zu legen und durch einen 
Gemeinderatsbeschluss zu bestätigen.  
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Die KiGa-Leiterin, Anita Neubauer, hat beim Bürgermeister um eine Beitragserhöhung nachgefragt. Er und die 
Gemeinderatsmitglieder lehnen jedoch eine Erhöhung des Beitrages ab, da der Kindergartenbesuch für Eltern 
nach wie vor gratis ist.  
Seinem Antrag auf eine Unterstützung über € 500,-- für das KiGa-Jahr 2013-2014 stimmen die 
Gemeinderatsmitglieder einstimmig mit einem Zeichen mit der Hand zu.  
 
5. VS Rosenau Ansuchen um finanzielle Unterstützung für Schwimm- und Schifahrten im Schuljahr 

2013-2014, Beschlussfassung 
Ebenso hat auch die VS-Direktorin, Gisela Pernkopf, mit Schreiben vom 01. Juli 2013 um die Übernahme der 
Fahrtkosten für Schwimm- und Schifahrten im Schuljahr 2013-2014 in der Höhe von € 1.000,-- angesucht.  
Wiederum liest der Vorsitzende das Ansuchen vor und beantragt die Beschlussfassung über eine Unterstützung 
in der Höhe von € 1.000,--.  
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Die Mitglieder des Gemeinderates stimmen seinem Antrag einstimmig per Handzeichen zu. 
Anstelle der Fa. Eckerstorfer werden die Fahrten an dessen Nachfolgeunternehmen „RIENER“ vergeben. 
 
6. Neufassung zur bestehenden BBG Vereinbarung, Kenntnisnahme und Beschlussfassung 
Mit email vom 31. Mai 2013 hat die Bundesbeschaffung GmbH eine Neufassung der Vereinbarung übermittelt 
und um Kenntnisnahme bzw. Unterzeichnung dieser gebeten. Da die Vereinbarung grundsätzlich vom 
Gemeinderat beschlossen wurde und erst dann vom Bürgermeister unterzeichnet wurde, sollten auch 
Änderungen in Zusammenhang mit dieser Vereinbarung vom Gemeinderat beschlossen werden. Bgm. 
Auerbach liest die Neufassung vor. 
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Da die bestehende Vereinbarung aber auch die Neufassung sehr umfangreich sind, hätte sich Bgm. Auerbach 
gewünscht, dass die Änderungen zur Vereinbarung vom 15. März 2011 detailliert aufgelistet oder zumindest 
angezeichnet worden wären. Jedoch handelt es sich bei der Neufassung teilweise um eine ganz andere 
Formulierung. Er selbst hat die Neufassung mit der bestehenden Vereinbarung im Einzelnen verglichen, kann 
aber die Unterschiede auch nicht aufzählen. Allerdings spricht nichts gegen eine Beschlussfassung der 
Neufassung der BBG-Vereinbarung, da die Gemeinde ohnehin nur Großinvestitionen, wie einen Traktor, über 
die BBG abwickelt. Auch an den Kosten für die Mitgliedschaft (1-2 % Entgelt der Beschaffungssumme, 
anlässlich einer Beschaffung) bei der BBG ändert sich nichts. Im Sinne einer Aktualisierung beantragt er die 
Beschlussfassung der vorgetragenen Vereinbarung. Seinem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit 
einem Zeichen mit der Hand zu. 
 
7. Grundsatzbeschlussfassung zur Entschärfung des GW Trojer 
Aufgrund des Ansuchens der Familie Wasserbauer aber auch einiger Anrainer entlang des GW Trojers hat sich 
der Wegeerhaltungsverband Pyhrn Eisenwurzen mit einer Entschärfung bzw. Begradigung (Steilheit) des 
Güterweges durch eine Umlegung befasst. Das Projekt wurde nun vom WEV Eisenwurzen positiv bewertet und 
würde im Zuge des Instandsetzungsprogrammes des WEV umgesetzt. Die Finanzierung der Umlegung für 
Kosten von rund € 35.000 bis € 40.000 würden somit zu 50 % aus dem Instandsetzungsfonds erledigt. Der 
weitere Hälfteanteil würde die betroffenen Gemeinden Rosenau/Hp. und Windischgarsten betreffen. Für diese 
Anteile wird jedoch der Bedarfszuweisungsmittelantrag direkt durch den WEV Eisenwurzen gestellt. Lt. 
Auskunft von Herrn Herbert Gebeshuber (WEV Eisenwurzen) muss dieses Projekt auch im Gemeinderat der 
Gemeinde Windischgarsten dementsprechend beschlossen werden. Bgm. Auerbach liest das Ansuchen der 
Familie Wasserbauer vom 27. Mai 2013 vor. 
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Bgm. Auerbach erzählt auch von einer Begehung mit dem WEV Eisenwurzen und den Anrainern schon vor 
mehr als 2 Jahren. Dabei schon war der Wunsch der Betroffenen nach einer Begradigung der Straße deutlich. 
Da auch er die Angelegenheit als sinnvoll betrachtet, beantragt er die grundsätzliche Beschlussfassung dieses 
Projektes und gibt die Möglichkeit zu Stellungnahmen. Ing. Harald Humpl stimmt dem Projekt zu, wenn die 
Finanzierung so passiert, wie sie vom Bürgermeister dargestellt wurde. Dem Antrag des Vorsitzenden stimmen 
sämtliche Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand zu. 
 
8. Nachtragsvereinbarung zum Darlehen Kto. Nr. 5062-000798 der Sparkasse Kremstal/Pyhrn 

(Errichtung Fertigteilgaragen), Beschlussfassung 
Wie auch schon im Gemeindevorstand am 9. Juli 2013 besprochen und vereinbart, müssen weitere € 8.000 für 
die Kostenüberschreitung bei der Errichtung der Fertigteilgaragen in Form einer zusätzlichen 
Darlehensaufnahme finanziert werden. Dabei hätte man mit dem Gläubiger (Sparkasse Kremstal/Pyhrn) die 
Erhöhung der Darlehenssumme und eine Laufzeitverlängerung so vereinbart, dass mit den jährlichen 
Mieteinnahmen durch die Garagenvermietung, die halbjährlichen Tilgungen bewältigt werden können. Schon 
vorweg teilte die Sparkasse Kremstal/Pyhrn, Dir. Herwig Buchbauer, mit, dass dies nur in Form einer 
Zusatzvereinbarung (Laufzeitverlängerung von 40 auf 43 Halbjahresraten) für das bestehende Darlehen und 
einem zusätzlich zu vereinbarenden Darlehensvertrag (Erhöhung der Darlehenssumme um € 8.000) möglich ist. 
An dieser Stelle beantragt der Bürgermeister, die Zusatzvereinbarung mit der Sparkasse Kremstal/Pyhrn zu 
beschließen. Seinem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand zu. 
 
9. zusätzliche Darlehensvereinbarung mit der Sparkasse Kremstal/Pyhrn wegen Kostenerhöhung bei 

der Errichtung der Fertigteilgaragen, Beschlussfassung 
Die Erhöhung der Darlehenssumme um € 8.000 muss, wie bereits erwähnt, durch eine eigene 
Darlehensvereinbarung beschlossen werden. Auch die Darlehensvergabe einer weiteren Darlehensvereinbarung 
über € 8.000 für die Errichtung der Fertigteilgaragen an die Sparkasse Kremstal/Pyhrn zu den Bedingungen, wie 
sie beim bestehenden Darlehen gelten (Aufschlag über 0,95 % auf den 6-Monatseuribor) beantragt der 
Vorsitzende. Auch diesem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Handzeichen zu. 
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10. inhaltliche Beschlussfassung Darlehensvereinbarung „Errichtung Fertigteilgaragen“ 
Danach liest der Bürgermeister die Zusatzvereinbarung und die zusätzliche Darlehensvereinbarung Kto. Nr. 
5062-000905 vor und beantragt deren inhaltliche Beschlussfassungen. 
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Die inhaltlichen Beschlussfassungen der beiden Vereinbarungen bestätigen die Mitglieder des Gemeinderates 
einstimmig mit Handzeichen.  
Abschließend in dieser Angelegenheit erwähnt der Vorsitzende, dass der Prüfungsbemerkung der 
Aufsichtsbehörde anlässlich der Rechnungsabschlussprüfung 2012, für das Darlehen „Errichtung der 
Fertigteilgaragen“ ist eine Darlehensgenehmigung der Direktion Inneres und Kommunales notwendig, nach 
dern heutigen Beschlussfassungen nachgekommen wird. Dies wurde ebenso im Gemeindevorstand besprochen. 
 
11. Essensbeiträge in der Schulküche, Beratung und Beschlussfassung 
Ebenso wie mit den vorangegangenen Darlehensvereinbarungen hat sich der Gemeindevorstand auch mit den 
Essensbeiträgen für die Schulküche in der Sitzung am 9. Juli 2013 auseinandergesetzt. Dabei ist man zu dem 
Entschluss gekommen, dem Gemeinderat eine Beitragserhöhung, beginnend mit dem Schuljahr 2013-2014, von  
€ 2,40 auf € 2,50 für Kinder und von € 4,20 auf € 4,50 für Erwachsene zu empfehlen. Bgm. Auerbach erläutert 
dazu genauer, dass die Gemeinde mit den derzeit einhebenden Essensbeiträgen im Bezirksdurchschnitt liegt, 
eine Kostendeckung dennoch bei Weitem nicht erreicht werden kann. Er erachtet es daher für notwendig, 
zumindest alle 2 Jahre, die Essensbeiträge geringfügig anzuheben. Die derzeit geltenden Beiträge wurden im 
Herbst 2011 festgelegt. Danach beantragt er die Beschlussfassung, die Essensbeiträge ab September 2013 auf 

• € 2,50 je Portion für Kinder und 
• € 4,50 je Portion für Erwachsene  

zu erhöhen. 
Seinem Antrag stimmen die Mitglieder des Gemeinderates einstimmig mit einem Handzeichen zu. 
Ing. Humpl hat von Windischgarsten gehört, dass die Essensbeiträge für Kinder der Schulen in Windischgarsten 
in der Höhe von € 2,90 liegen. Er weiß zwar nicht, ob diese Beträge tatsächlich stimmen, denkt jedoch, dass die 
Gemeinde Rosenau/Hp. mit € 2,50 nicht zu hoch liegt.  
 
12. Neuvermietung Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97, Auftragsvergaben für die Umbaumaßnahmen, 

Beratung und Beschlussfassung 
Bgm. Auerbach wiederholt die Aussagen vom Gemeindevorstand und erläutert, dass Herr Günter Landlinger 
großes Interesse daran zeigt, den Nahversorger in Rosenau in Form einer Cafe- und Imbissecke samt 
Lebensmittelverkauf wieder auf die Beine zu stellen. Er würde dazu von der zur Verfügung stehenden 
Geschäftsfläche im Erdgeschoss des Geschäftsgebäudes Rosenau 97 146 m² anmieten. Die notwendigen 
Investitionen und Umbaumaßnahmen dafür würde er auf eigene Rechnung vornehmen, da er für derartige 
Investitionen Förderungen erhalten kann. Selbstverständlich erwartet er sich andererseits dafür eine 
entsprechende An- und Aufrechnung dieser Summen bei der Miete. Dass die anteiligen Betriebskosten 
(Grundsteuer, Gebäudeversicherung, Verwaltungskostenbeitrag), die Gemeindeabgaben (Wasserbezugsgebühr, 
Kanalbenützungsgebühr, Müllbeseitigungsgebühr), die Heiz- und Stromkosten dann zusätzlich selbst zu tragen 
sind, ist ihm bewusst. Da Herr Landlinger lediglich 146 m² Geschäftsfläche für sein Geschäft benötigt und eine 
Trennmauer für die westseitig gelegenen Räumlichkeiten eingezogen werden könnte, könnte man diese Flächen 
zusätzlich auch vermieten. Die Wiener Städtische beabsichtigt ihr Büro in Windischgarsten aufgrund der hohen 
Betriebskosten aufzugeben und würde ein Büro in dieser Größe benötigen. Beim Einbau einer Trennwand im 
Geschäftsgebäude könnte eine weitere Geschäfts- bzw. Bürofläche mit 33 m² Nutzfläche eingerichtet werden. 
Mit der Installation eines Büros der Wiener Städtischen im Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97 würden 2 weitere 
Arbeitsplätze (Kommunalsteuer kommt der Gemeinde Rosenau/Hp. zugute) in Rosenau entstehen und die 
ansonst nicht benutzte Geschäftsfläche könnte von der Gemeinde vermietet werden. Diese Argumente 
veranlassten den Bürgermeister, Angebote für notwendige Umbauten im Namen der Gemeinde Rosenau/Hp. 
einzuholen. Die Investitionen, die dabei zu finanzieren wären kommen auf etwa € 35.000. Bei einer Vermietung 
der Büroflächen an die Wiener Städtische Versicherung müsste die Gemeinde die Investitionen tragen, da die 
Versicherung keine Investitionen für Büros vorgesehen hat und im Gegensatz zu Herrn Landlinger auch keine 
Förderungen erhalten kann. Andererseits kann für die Investitionen der Gemeinde von Anfang an eine 
entsprechende Miete verlangt werden und würden die Betriebs- und Heizkosten bei einer weiteren Vermietung 
von der Versicherung und nicht wie bisher von der Gemeinde getragen werden müssen. Diese Tatsache und die 
Aussicht auf zusätzliche Kommunalsteuer aber auch die Umbauabsicht des Herrn Landlinger zusammen mit der 
Gemeinde sollte die Gemeindeverantwortlichen davon überzeugen, dass sich die Investition lohnt und künftig 
langfristig betrachtet zu Mehreinnahmen führen wird. 
Weiters führt er an, dass die Absichten von Herrn Landlinger zwar schon ziemlich lange bekannt sind, 



 - 579 - 
Veranlassungen (Einholung von Angeboten und Auftragsvergaben) werden von ihm aber erst seit seiner 
Kenntnis von den Planungen und Absichten der Wiener Städtischen tatsächlich vorgenommen. Bgm. Auerbach 
muss daher befürchten, dass die Absichten des Herrn Landlinger mit den Umbaumaßnahmen der Gemeinde für 
die Büroflächen stehen und fallen. Ing. Humpl befürchtet andererseits, dass, wenn die Bürofläche der Wiener 
Städtische eingerichtet ist und besteht und das Geschäft des Herrn Landlinger in ein paar Jahren eventuell 
wiederum zugesperrt werden muss, das Gebäude so verbaut ist, dass kein Nahversorger mehr eingerichtet 
werden kann. Es würde dann noch schwieriger werden, die verkleinerte Geschäftsfläche an einen Nahversorger 
zu vermieten. Er ist daher der Ansicht, das Gebäude sollte von einem Interessenten, wie der Wiener Städtische 
der Gemeinde abgekauft werden und an einen Nahversorger weiter vermietet werden. Bgm. Auerbach hatte 
auch schon mit dem Verkauf des Gebäudes spekuliert und musste bei 2 Interessenten jedoch feststellen, dass 
sich der Ankauf des Gebäudes in 10 Jahren rentiert haben muss. Dies würde eine dementsprechend hohe 
Mieteinnahme bedeuten, die sich ein Nahversorger in unserer Gegend aber sicherlich nicht leisten kann. Auch 
Herrn Landlinger hat er mit dieser Thematik bereits befasst. Dieser teilte ihm mit, dass er die Betreibung eines 
Nahversorgungsgeschäftes nur bei einem Bestandgeber, wie es die Gemeinde ist, verwirklichen kann, da private 
Immobilienvermieter zu hohe Mietpreise verlangen. Ausgehend vom Schätzgutachten aus dem Jahr 2004 und 
den Kosten für die Umbaumaßnahmen schätzt der Bürgermeister den derzeitigen Gebäudewert auf € 120.000 
bis € 150.000,--. Eine Rentabilitätsrechnung für diese Investition auf 10 Jahre ergibt einen entsprechend hohen 
Mietpreis. Außerdem weiß Bgm. Auerbach von der Wiener Städtischen Versicherung, dass diese keinerlei 
Interesse an einem Immobilienankauf hat. Vor einem Verkauf des Gebäudes schwebt dem  Bürgermeister noch 
eher eine Vermietung des Gebäudes in Form von barrierefreien Wohnungen vor. Bgm. Auerbach weist an 
dieser Stelle auf die Beschlussfassungen im Zuge des AGENDA 21 – Prozesses hin und verteilt an alle 
Gemeinderatsmitglieder die diesbezüglichen Auszüge aus den Verhandlungsschriften. Er will damit nochmals 
verdeutlichen, dass sich der Gemeinderat im Zuge des AGENDA 21 – Prozesses unter anderem auch für die 
Wiedereinrichtung eines Nahversorgers im Geschäftsgebäude einstimmig bekannt hat. Er erwartet deshalb in 
dieser Angelegenheit, dass der gesamte Gemeinderat alles dazu beiträgt, die Vermietung des Gebäudes an einen 
Nahversorger zu ermöglichen und fordert daher von allen Gemeinderatsmitgliedern eine positive Einstellung für 
die Betreibung eines Geschäftes ein. Mit der negativen Haltung gegenüber der Installation von Büroflächen der 
Wiener Städtischen gefährdet man auch den Betrieb des Nahversorgers. Bei einer Vermietung der Büroflächen 
an die Wiener Städtische könnten die Gemeindeverantwortlichen mit einem Mietpreis in der Höhe von € 7,-- bis 
€ 8,-- je Quadratmeter rechnen. Herr Johann Steinbichler ist der Ansicht, dass mit Herrn Landlinger schon 
längst ein Mietvertrag hätte vereinbart werden müssen, damit dieser endlich wirklich angreift und den 
Geschäftsbetrieb aufnimmt. So redet jeder davon, geschehen ist bisher aber noch gar nichts. Daniel Huemer 
meint, derartige Verhandlungsgespräche sind die alleinige Aufgabe des Bürgerrmeister.  
Wolfang Eibl versucht Herrn Huemer daran zu erinnern, dass auch er gewähltes Gemeinderatsmitglied ist und 
die Verpflichtung damit eingegangen ist, das Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen und Gewissen zu 
fördern. Eine positive Einstellung zur Vermietung des gemeindeeigenen Geschäftsgebäudes wäre dieses 
Versprechen. Nach einer langen Diskussion appelliert der Bürgermeister nochmals an die 
Gemeinderatsmitglieder, seinen Anträgen zuzustimmen. Vizebgm. DI Metzker erinnert an dieser Stelle an die 
Beschlussfassungen im Zuge des AGENDA 21 Prozesses, die noch dazu einstimmig gefasst wurden. Schon 
alleine daraus sehe sie die Verpflichtung aller Gemeinderatsmitglieder, das Bestmögliche zu unternehmen um 
den Betrieb eines Nahversorgungsgeschäftes zu ermöglichen. Nur so könne man der Abwärtstendenz 
(Bevölkerungsrückgang) entgegen wirken. Ing. Jürgen Steinbichler wirft die Frage auf, was geschieht, wenn die 
Wiener Städtische Versicherung nach fünf Jahren Mietzeit auf die Idee kommt, die Mietvereinbarung zu 
kündigen. Die Investitionen über etwa € 35.000 rechnen sich aber erst nach 10 bis 15 Jahren. Bgm. Auerbach 
weiß, dass ein Negativszenario bei jedem Geschäft dargestellt werden kann, aber gerade in diesem Fall könne 
man das Büro an jemand anderen vermieten. Schlechter ist für ihn das Szenario, dass diese Flächen gar nicht 
benutzt bzw. vermietet werden können. Gerade die Wiener Städtische kann Standorte aufweisen, auf denen sie 
jahrzehntelang eingemietet ist und ein guter und verlässlicher Geschäftspartner ist. Auch die Absicht, dass ein 
Lehrling im Büro der Wiener Städtischen Versicherung ausgebildet werden soll, erwähnt der Bürgermeister an 
dieser Stelle. Ing. Humpl wirft der Gemeinde vor, dass gerade im Geschäftsgebäude ein Jugendzentrum 
eingerichtet wurde und dieses seit geraumer Zeit leer steht. Bgm. Auerbach widerspricht und bestätigt nach wie 
vor die Nutzung der Jugendräumlichkeiten durch die Jugendgruppierungen. Außerdem könnten diese Räume 
ohne größere Maßnahmen in eine Wohnung rückgebaut werden. Ing. Anton Santner weist darauf hin, dass der 
Verkauf des Geschäftsgebäudes von allen einfacher dargestellt wird, als er in Wirklichkeit zu erreichen ist. Wer 
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soll das Gebäude um € 120.000 bis € 150.000 ankaufen und dieses gewinnbringend verwerten? Eine Investition 
über die Summe von € 35.000 zur ordentlichen Vermietung des Gebäudes erscheint ihm dazu wesentlich klüger 
und vernünftiger. Bgm. Auerbach erinnert, dass die Gemeinderatsmitglieder darüber froh sein sollten, dass es 
für den Betrieb und die Vermietung des Gebäudes 2 Interessenten gibt. Die Überlegung, das Gebäude zu 
verkaufen, sollte nur dann angestellt werden, wenn es keinen Interessenten mehr gibt.  
 
Weiters informiert er über die eingeholten Angebote, was die Umbaumaßnahmen der Büroflächen zur 
Vermietung an die Wiener Städtische betrifft.  
KOSTENSCHÄTZUNG Umbau Geschäftsgebäude Rosenau 97 (Büro Wiener Städtische)  

Firma Tätigkeit Kosten in € netto   weiteres Angebot 

Ing. Kniewasser Planung                 2.100,00 €      

Ing. Roland 
Kretschmer Baumeisterarbeiten 5.568,87 € 5.672,61 € Schoiswohl Bau Gmbh 

Gemeindebauhof Zwischenwände 100 Stunden, Fliesen                 3.400,00 €     

  Stemmen für Leitungen       

Norbert Berger Heizungsanschluss u. Fußbodenheizung, WC                 8.907,03 €  Kein Angebot Dorfinstallateur Gösweiner 

Andreas Schmid Malerarbeiten                    804,00 €      

G. Abel GmbH abgehängte Decke                 2.559,88 €      

E-Tech Elektroinstallationen                 5.439,29 €    5.218,00 €  Elektro Wagner Wdg. 

Gressenbauer Eingang, Fenster u. Türen                 3.681,00 €      

Russner Stiege und Rampe                 2.184,60 €      

          
  GESAMT Netto               34.644,67 €      

Netto - Mieteinnahmen indexgesichert: 231,35,- X 12 = € 2.776,20 (Wiener Städtsiche Versicherung) 

 
Abschließend beantragt der Bürgermeister die grundsätzliche Beschlussfassung, das Geschäftsgebäude 
Rosenau Nr. 97 zum einen an Herrn Günter Landlinger zum Zwecke des Betriebes einer Cafe- und 
Imbissecke samt Lebensmittelverkauf (146 m²) und weiters an die Wiener Städtische Versicherung 
Vienna Insurance Group zur Vermietung von Büroflächen (33 m²) zu fassen und die Auftragsvergaben 
an die Bestbieter (fettgedruckte Auftragssummen) zu beschließen. Seinem Antrag stimmen 10 
Gemeinderatsmitglieder zu (Bgm. Auerbach, Vizebgm. DI Metzker, Gottlieb Gösweiner, Maria 
Benedetter, Wolfgang Benedetter, Wolfgang Eibl, Ing. Anton Santner, Gerhard Steinhäusler, Johann 
Steinbichler, Wolfgang Salzinger) bzw. 3 Gemeinderäte stimmen gegen den Beschluss (Ing. Harald 
Humpl, Ing. Jürgen Steinbichler, Daniel Huemer).  
 
13. Finanzierung Umbau Geschäftsgebäude Rosenau Nr. 97 
Zur Vorfinanzierung der Umbaumaßnahmen beim Geschäftsgebäude hätte die Gemeinde 3 Kreditinstitute zu 
Angebotslegung eingeladen (Bank Austria, BAWAG P.S.K., Sparkasse Kremstal/Pyhrn). Die BAWAG P.S.K. 
und die Bank Austria nehmen dieses Mal von einer Angebotslegung Abstand. Somit verbleibt lediglich das 
Angebot der Sparkasse Kremstal/Pyhrn, welches der Bürgermeister vorliest.  
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Er wiederholt die wesentlichen Daten und Bedingungen.  
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Darlehenssumme:  € 35.000,-- 
Verzinsung: 1,2 % Aufschlag auf 6-Monats-Euribor 
Laufzeit: 15 Jahre 30 Halbjahresraten bis 30.06.2028 

 
Auch für die Finanzierung der Umbaumaßnahmen beantragt der Bürgermeister die Beschlussfassung, 
das Darlehen an den Einzigbieter, der Sparkasse Kremstal/Pyhrn, zu vergeben. Diesem Antrag stimmen 
alle Mitglieder der SPÖ-Fraktion, demnach 8 zu und die 5 Mitglieder der ÖVP-Fraktion stimmen gegen 
diesen Antrag (8:5) per Handzeichen.  
  

14. Information von LH Dr. Josef Pühringer zum Gemeinderatsbeschluss „Die Schule im Ort ist eine 
wichtige Säule für die Gemeindeentwicklung“ 

Bgm. Auerbach erinnert an die Beschlussfassung des Gemeinderates vom 22.05.2013 zur Anerkennung der 
Volksschule als wichtige Säule für die Gemeindeentwicklung. LH Dr. Josef Pühringer hat die Information über 
die Beschlussfassung mit Schreiben vom 28. Juni 2013 beantwortet. Dieses Schreiben möchte der 
Bürgermeister den Gemeinderatsmitgliedern nicht vorenthalten und liest es daher vor. 

 
Weiters kann er informieren, dass bei der nächsten Bürgermeisterkonferenz eine Diskussion rund um das 
Thema „Schulsprengel“ vorgesehen ist.  
 
15. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
Ing. Jürgen Steinbichler (Obmann des Schul- und Sportausschusses) berichtet von der Ausschusssitzung am 
03. Juni 2013. Dabei wurde unter anderem über die Anmeldungen und Einschreibungen für das Kindergarten- 
und Schuljahr 2013-2014 gesprochen. Alle 5 Umschulungsanträge (Emely und Elena Brinek, Johannes Martin  
Neumann, Mathias Jakob Gressenbauer und Carina Mayr, )  in die VS Rosenau wurden nun nach der 
Intervention des Bürgermeister beim Bezirkshauptmann durch die Bezirkshauptmannschaft bewilligt. Für die 
Aufnahme seines Kindes in den Gemeindekindergarten Rosenau/Hp. wollte sich seines Wissens ein Steirer 
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anmelden. Bgm. Auerbach kennt diese Familie. Sie ist aus Weißenbach/Enns und beabsichtigt ohnehin, nach 
einem Hausankauf nach Rosenau/Hp. zu ziehen. Vom Bürgermeister von Weißenbach wurde es abgelehnt, den 
Gastbeitrag für den Gemeindekindergarten zu übernehmen. Es handelt sich um eine Familie mit 2 Kindern, die 
dann auch die Volksschule in Rosenau/Hp. absolvieren wollen. Mit Bgm. Baumann (Weißenbach/Enns) konnte 
der Bürgermeister bisher darüber noch nicht reden, er wird aber in einem Gespräch mit ihm eine 
zufriedenstellende Lösung finden.  
Betreffend der Kündigung des Pachtvertrages mit dem Sportverein, was ebenfalls Thema der Ausschusssitzung 
war, wird Bgm. Auerbach unter seinem Bericht über den Stand informieren. 
 
16. Bericht des Bürgermeisters 
Kündigung Pachtvertrag Sportverein: 
Bgm. Auerbach wurde vom Präsidenten des ASVÖ kontaktiert. Er will sich gleich nach dem Urlaub mitte 
August mit Herrn Auerbach zu einem Gespräch treffen. Herr Pölzl hätte ihn informiert, dass der SV 
Rosenau/Hp. von der Gemeinde aus dem Vereinsgebäude und von der Sportanlage geschmissen wurde. Bei 
diesem Treffen will der Bürgermeister die Situation und den Grund für die Kündigung erörtern. Außerdem 
erwähnt er in dieser Angelegenheit die Absicht, eine Arbeitsgruppe zu bilden, die sich mit der Verpachtung und 
der Instandsetzung der Sportanlage beschäftigt. Bgm. Auerbach erwähnt, dass diese Arbeitsgruppe nicht zu 
groß sein sollte. Er stellt sich vor, dass je ein Vertreter einer jeden Fraktion, ein Vertreter des Sportvereines 
(jedoch nicht der Obmann selbst), die Arbeitskreisleiterin der Gesunden Gemeinde, Maria Benedetter, der 
Kernteamleiter des AGENDA 21 – Prozesses, Mario Rippel, sowie er selbst als Bürgermeister diese 
Arbeitsgruppe bilden sollten. Herr Komposch (AGROPAC GmbH & CoKG) hatte ihm diese Vorgangsweise 
vorgeschlagen. Er hätte recht gute Vorschläge und sich bereit erklärt, nach der Bildung der Arbeitsgruppe, diese 
mit seiner Beratung und seinen Vorschlägen zu unterstützen.  
Freizeiteinrichtungs Wurbauerkogel GesmbH: 
Erst heute Vormittag hatte der Bürgermeister ein Gespräch mit Verantwortlichen vom Nationalpark und der 
HIWU. Dabei konnte mit der HIWU die Tilgung des Darlehens für den Alpine Coaster vereinbart werden. Auch 
künftige Projekte der Region, wie der Kaltenbrunnerweg, neue Attraktionen am Wurbauerkogel usw. wurden 
dabei besprochen. Er möchte jedoch zuvor die Investitionen der Freizeiteinrichtungs Wurbauerkogel GesmbH 
ausfinanziert wissen, ehe er über neue Projekte nachdenkt.  
Biathlonanlage: 
Zur Biathlonanlage kann der Bürgermeister von keinen Neuigkeiten berichten. 
 
 
17. Allfälliges 
Da es keine weiteren Wortmeldungen zum Punkt Allfälliges gibt, beendet der Vorsitzende die Sitzung um 
19.15 Uhr und lädt die Gemeinderatsmitglieder zur gemeinsamen Wanderung auf die Hanslalm.  
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Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer    ___________________________ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 
18.07.2013 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete 
Beschluss gefasst wurde. 
 
 
 
Rosenau, 26.09.2013   Der Vorsitzende: 
 

 
     ____________________________ 
 
 
 
DI Marietta Metzker 
Vizebgm., GV, Fraktionsobfrau SPÖ ___________________________ 
 
 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
GR, Fraktionsobmann ÖVP  ___________________________ 


